
§ 128
Anzuwendende Vorschriften

Auf die Vormundschaft über einen Volljährigen und 
auf die vorläufige Vormundschaft finden die für die 
Vormundschaft über einen Minderjährigen geltenden 
Vorschriften Anwendung, soweit sich nicht aus den 
§§ 129—131 etwas anderes ergibt.

§ 129
Auswahl des Vormunds

Als Vormund ist in erster Linie der Ehegatte, der 
Vater oder die Mutter des Mündels, sonst ein anderer 
Angehöriger des Mündels zu bestellen. Ist keiner von 
diesen geeignet, so ist die Auswahl nach § 101 Abs. 2 zu 
treffen.

§ 130
Sorge für die Person des volljährigen Mündels

Der Vormund ist verpflichtet, sich um das persön­
liche Wohl des Mündels zu kümmern und sein Vermö­
gen zu verwalten. Der Vormund eines Geisteskranken 
oder Geistesschwachen hat für die Heilbehandlung und 
gegebenenfalls für die Unterbringung des Mündels zu 
sorgen; der Vormund eines Trunksüchtigen oder Ver­
schwenders hat Maßnahmen zur Besserung zu ergreifen.

§ 131
Ende der Vormundschaft

Die Vormundschaft über einen Volljährigen endet 
mit dem Tode des Mündels oder mit der rechtskräf­
tigen Aufhebung der Entmündigung.

3. Kapitel: Pflegschaft
§ 132 

V oraussetzungen
Ein Pfleger kann bestellt werden:

1. für Minderjährige, wenn sie zwar in elterlicher 
Sorge stehen oder einen Vormund haben, die Eltern

oder der Vormund aber an der Erledigung bestimm­
ter Geschäfte verhindert sind; oder wenn die Vor­
mundschaft zwar notwendig erscheint, aber noch 
kein Vormund bestellt ist; insoweit entfällt die 
elterliche Sorge;

2. für Volljährige, die keinen Vormund haben, die 
aber nicht imstande sind, alle oder einzelne ihrer 
Angelegenheiten zu besorgen. Besteht das Pflege­
bedürfnis nur wegen Gebrechlichkeit und ist eine 
sachgemäße Verständigung mit dem Pflegebedürf­
tigen möglich, so ist seine Einwilligung zur Anord­
nung der Pflegschaft erforderlich;

3. in sonstigen Fällen, in denen die Rechte einer Per­
son, mag sie auch zur Zeit nicht feststellbar oder 
noch nicht geboren sein, geschützt werden müssen.

§ 133
Gesetzliche Vertretung

Soweit dem Pflegebedürftigen die Handlungsfähigkeit 
fehlt, ist der Pfleger sein gesetzlicher Vertreter.

§ 134

Beendigung der Pflegschaft
(1) Die Pflegschaft ist aufzuheben, sobald das Pflege­

bedürfnis weggefallen ist.
(2) Der Pfleger kann solange rechtswirksam für den 

Pflegebedürftigen handeln, bis ihm vom Organ der 
Pflegschaft mitgeteilt worden oder auf andere Weise 
bekannt geworden ist, daß die Veranlassung zur Pfleg­
schaft weggefallen ist.

§ 135
Anzuwendende Vorschriften

Im übrigen sind die Vorschriften über die Vormund­
schaft auf die Pflegschaft entsprechend anzuwenden.

Einführungsgesetz 
zum Familiengesetzbuch der Deutschen Demokratischen Republik

§ i
Das Familiengesetzbuch tritt am................................ in Kraft.

§ 2
Das Familiengesetzbuch gilt auch für die bei seinem 

Inkrafttreten bestehenden Ehen, soweit in den nach­
stehenden Vorschriften nichts anderes bestimmt wird.

§ 3
(1) Ist eine Ehe nach dem 8. Mai 1945 geschlossen 

worden, so können die Ehegatten die Entscheidung 
über die Führung des Familiennamens (§ 10 FGB) bis 
zum Ablauf von drei Monaten nach Inkrafttreten des 
Familiengesetzbuches treffen. Sind aus der Ehe Kinder 
vorhanden, so ist eine Namensänderung nur zulässig, 
wenn gleichzeitig eine Bestimmung über den in Zukunft 
von den Kindern zu führenden Namen (§ 10 Abs. 2 
FGB) getroffen wird.

(2) Bei früher geschlossenen Ehen tritt eine Namens­
änderung nicht ein.

§ 4
(1) Zum gemeinsamen Vermögen (§ 17 Abs. 1 FGB) 

gehört bei den Ehen, die bei Inkrafttreten des Familien­
gesetzbuches schon bestanden, auch das vor dem In­
krafttreten des Familiengesetzbuches erworbene Ver­
mögen, soweit die Voraussetzungen des § 17 Abs. 1 FGB 
vorliegen.

(2) Für die Berechnung des Ausgleichsanspruchs (§ 22 
FGB) ist auch für die beim Inkrafttreten des Familien­
gesetzbuches bestehenden Ehen der Zeitpunkt der Ehe­
schließung maßgebend.

(3) Ist eine Ehe in der Zeit zwischen dem 7. Oktober 
1949 und dem Inkrafttreten des Familiengesetzbuches 
beendigt worden, so kann das Gericht der früheren 
Ehefrau eine Ausgleichung nach dem § 22 FGB gewäh­
ren. Der Anspruch kann nach Ablauf eines Jahres nach 
Inkrafttreten des Familiengesetzbuches nicht mehr gel­
tend gemacht werden.

§ 5
(1) War eine vor dem Inkrafttreten der Verfassung 

(7. Oktober 1949) bestehende Gütergemeinschaft bei In­
krafttreten des Familiengesetzbuches noch nicht ausein­
andergesetzt, so werden mit dem Inkrafttreten des Fa­
miliengesetzbuches die zum Gesamtgute gehörenden 
Gegenstände, soweit die Voraussetzungen des § 17 
Abs. 1 FG“B vorliegen, gemeinsames Vermögen.

(2) Im übrigen erlangt jeder Ehegatte mit dem In­
krafttreten des Familiengesetzbuches Alleineigentum 
an den von ihm in die Gütergemeinschaft eingebrach ten 
Gegenständen; beide Ehegatten erlangen Miteigentum 
an den von ihnen während der Ehe gemeinsam erwor­
benen Gegenständen.

(3) Gehört ein Grundstück oder ein eingetragenes 
Schiff zum Gesamtgut, so erfolgt die Berichtigung des 
Grundbuches oder Schiffsregisters gebührenfrei, falls 
der Antrag innerhalb 6 Monaten nach dem Inkrafttre­
ten des Familiengesetzbuches gestellt wird.

§ 6
Eine bei Inkrafttreten des Gesetzes anhängige Klage 

auf Aufhebung der Ehe ist wie eine Klage auf Schei­
dung zu behandeln.

§ 7
(1) Ist eine Ehe vor dem Inkrafttreten des Familien­

gesetzbuches rechtskräftig geschieden worden, so gelten 
für Unterhaltspflichten die Vorschriften der §§ 32—34 
FGB mit der Maßgabe, daß das Gericht für eine längere 
Dauer als zwei Jahre oder auch unbefristet zur Zahlung 
des Unterhalts verpflichten kann.

(2) Ist vor dem Inkrafttreten des Familiengesetzbuches 
ein Ehegatte rechtskräftig zur Zahlung von Unterhalt 
an seinen geschiedenen Ehegatten verurteilt worden, so 
kann das Gericht ihn von der bisherigen Unterhalts-
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